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Schutzsuchende aus der Ukraine: Duo in
Bayern wegen Betrugs angeklagt

Ein Duo betrügt Jobcenter in Bayern mit gefälschten
Mietverträgen für Ukrainer und verursacht 230.000 Euro

Schaden.

Einbruch in die Integrität der
Sozialleistungen

In einem bemerkenswerten Fall von Sozialleistungsbetrug
wurden zwei Personen in Bayern beschuldigt, durch gefälschte
Mietverträge und falsche Adressen, erhebliche Summen von
Jobcentern ergaunert zu haben. Diese Situationen werfen ein
Schlaglicht auf die Herausforderungen, mit denen die Behörden
beim Umgang mit schutzbedürftigen Menschen konfrontiert
sind.

Hintergründe des Betrugs

Das betrügerische Duo, bestehend aus einer 28-Jährigen und
einem 46-Jährigen, soll über soziale Netzwerke Kontakt zu
Menschen aus der Ukraine hergestellt und deren Einreise nach
Deutschland arrangiert haben. Nachdem diese Personen in
Deutschland angekommen waren, wurden sie mit falschen
Adressangaben und Mietverträgen offiziell angemeldet. Der Clou
an diesen Machenschaften: Die Betroffenen reisten oft kurz nach
ihrer Ankunft wieder in ihr Heimatland zurück, wodurch sie
eigentlich keinen Anspruch auf Sozialleistungen hatten.

Summe des Betrugs



Die Jobcenter in Fürstenfeldbruck und München sind
schätzungsweise um etwa 230.000 Euro reicher an falschen
Meldungen und ausgegebenen Leistungen betrogen worden.
Dabei tauchten die Betrugsversuche nicht nur in diesen Städten
auf, sondern auch in Orten wie Freyung-Grafenau, Hof und
Altötting, wo es jedoch jeweils nur beim Versuch blieb.

So verlief die Aufklärung des Falls

Das gewerbliche Vorgehen des Duos wurde letztendlich durch
aufmerksame Jobcentermitarbeiter in Fürstenfeldbruck
aufgedeckt. Unregelmäßigkeiten in den Mietverträgen von
angeblichen ukrainischen Schutzsuchenden wurden schnell
erkannt. Bei einer genaueren Prüfung fielen den Mitarbeitern
massive Ähnlichkeiten in den Dokumenten auf, die zu weiteren
Ermittlungen führten.

Aktueller Stand der Ermittlungen

Die Staatsanwaltschaft hat mittlerweile in 18 Fällen Anklage
gegen das Paar erhoben. Es bleibt abzuwarten, ob und wann der
Fall vor Gericht kommt. Während die 28-Jährige bereits im
Dezember 2023 in Untersuchungshaft genommen wurde, ist der
Aufenthaltsort des 46-Jährigen unklar, sodass nicht sicher ist, ob
er sich noch in Deutschland befindet.

Gesellschaftliche Auswirkungen und
Bedeutung

Dieser Fall ist nicht nur ein individueller Betrugsfall, sondern
verdeutlicht auch die Risiken und Schwierigkeiten, die mit der
Unterstützung von Schutzbedürftigen einhergehen. Die
Behörden stehen vor der Herausforderung, effektive
Kontrollmechanismen zu etablieren, um Missbrauch zu
verhindern, während gleichzeitig die Rechte der tatsächlich
hilfsbedürftigen Personen gewahrt bleiben. Es ist von
wesentlicher Bedeutung, ein Gleichgewicht zwischen Hilfe und



Kontrolle zu finden, um die Integrität des Hilfesystems
aufrechtzuerhalten.

Details
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